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Beiträge zur Geſchichte und Statiſtik 
Bereine in Beſterreich. 

Von Dr. Karl 

Neue Folge. 
Das politiſche Vereinsleben des Jahres 1848. *) 

Der öſterreichiſchen Bewegung von 1848 iſt es mit jener in 
anderen Ländern gemeinſam, daß ſie von einer Fluth von Petitionen ein— 
geleitet wurde. Sobald die Kunde von der Pariſer Februarrevolution in 


der politiſchen 


Hugelmann. 


dem außeröſterreichiſchen Deutſchland den Adreſſeuſturm in Fluß gebracht 


hatte, kam, von dieſem Muſter mitbeſtimmt, auch in Oeſterreich eine 
analoge Bewegung zu Tage. Und der Natur der Verhältniſſe ent— 
ſprechend, find es hier neben größeren oder kleineren Verſammlungen 
Körperſchaften von nicht politiſcher Organifation, welche ſich zu Trägern 
dieſer Bewegung machen. Wir erwähnen hier nur neben der Adreſſe der 
Prager Wenzelsbadverſammlung und jener der Wiener Studenten die 
Kundgebungen des Gewerbevereines und juridiſch-politiſchen Leſevereines 
in Wien. 


) Als wir vor Jahren in den Spalten dieſes Blattes zum erſten Male 
Beiträge zur Geſchichte und Statiſtik des politiſchen Vereinslebens veröffentlichten 
Nr. 17 des Jahrganges 1880), da nahmen wir mit Rückſicht auf die Natur 
einer allgemeinen Verwaltungs⸗Zeitſchrift Anſtand, in die Darſtellung des Jahres 
1848 im Beſonderen einzugehen. Die freundliche Aufnahme, welche jene Beiträge 
fanden, hat uns aber beſtimmt, nun, nach Verlauf mehr als eines Quinquen⸗ 
niums, doch auf die Sache zurückzugreifen und in gedrängten Umriſſen auch ein 
Bild des Bewegungsjahres nach dieſer Seite des öffentlichen Lebens zu entrollen. 
Die Rechtfertigung dieſes Verſuches wird vielleicht darin liegen, daß die heute 
noch fortwirkenden Elemente des Staats- und Geſellſchaftslebens Oeſterreichs 
niemals ſo unvermittelt zu Tage getreten ſind, als in dem Jahre der Revolution, 
und daß der Ausdruck, welchen dieſelben in dieſer Periode im Vereinsleben ohne 
jede Behinderung feitens der öffentlichen Gewalt gefunden, ein Kriterium bieten 
für die Nothwendigkeit, Räthlichkeit oder Möglichkeit der ſeither im Vereinsrechte 
geſchaffenen geſetzlichen Cautelen. 


f 
In dieſen Bahnen ſchritt die Bewegung anfänglich fort. 

Wir wollen zunächſt Wien in's Auge faſſen. 

Die erſte große politiſche Frage, welcher gegenüber die Bevölkerung 
nach den Märztagen Stellung nehmen mußte, war die der Wahlen in 
die deutſche Nationalverſammlung. 

An der Löſung derſelben ſehen wir den juridiſch-politiſchen Leſe— 
verein ſofort in hervorragender Weiſe betheiligt. In ſeiner Mitte wurde 
zunächſt die für die öffentliche Meinung jener Tage höchſt eiuflußreiche 
Discuſſion gepflogen, ob die Verbindung Oeſterreichs mit Deutschland 
eine ſtaatsrechtliche oder nur eine völkerrechtliche werden ſollte, und im 
Sinne des Bundesſtaates entſchieden, von ihm ging ferner der Gedanke 
aus, ein Centralwahleomite aus Vertretern verſchiedener Vereine und 
Körperſchaften zu bilden.) 

Neben der Frankfurter Frage begaun aber bald auch die öſter— 
reichiſche Verfaſſungsfrage die Parteien zu ſpalten und auch hier gebührt 
in den Anfängen dem juridiſch-politiſchen Leſevereine eine nachdrückliche 
Erwähnung. Er ſtand dem „Verein der Volksfreunde“ gegenüber, von 
welchem die Volksverſammlung im Odeon am 14. April in's Werk 
geſetzt wurde, er trat in öffentlichen Placaten gegen die von dieſer 
Volksverſammlung beabſichtigte Maſſendemonſtration und Sturmpetition 
auf; und als der von Schütte im Odeon erhobene Ruf nach einer 
Couſtituante wirkungslos verhallt war, ja vielmehr die Verfaſſung vom 
25. April octroyirt wurde, regte er in Verbindung mit dem Gewerbe— 
vereine den Fackelzug zum Dauke für die Verfaſſungsverleihung an. ) 

Von da an tritt der juridiſch-politiſche Leſeverein in den Hinter— 
grund. Desgleichen macht ſich der Gewerbeverein nur nach langer Unter 
brechung noch einmal bemerkbar, indem er in der Verſammlung vom 
24. Auguſt den Auſchluß Oeſterreichs an den deutſchen Zollverein ver— 
laugt und die Schweſtervereine außerhalb Wiens zu verwandten Kund— 
gebungen auffordert. 3) Es gewinnt nunmehr die demokratiſche, radikale 
Strömung im Vereinsleben entſchieden die Oberhand und mehr noch als 
die politiſchen Vereine beherrſchen von dem Moment gefchaffene und auf 
den Moment berechnete, zwiſchen Behörde und Verein unklar die Mitte 
haltende Bildungen den Tag. Es ſind dies der Sicherheitsausſchuß, 
und feine Vorläufer. Von dieſen wollen wir zuerſt ſprecheu. 

Seit dem 14. April beſtand ein Centralcomite, welches aus 
Deputirten der meiſten Compagnien der Nationalgarde und des Bürger⸗ 
corps zum Zwecke politiſcher Berathungen gebildet war. Neben dieſem 
Ceutralcomite haben wir ein ſelbſtſtändiges Studentencomite, welches in 
der gleichen Weiſe zwiſchen einem Vereine und Vertretungskörper die 
Mitte hielt.) Am 10. Mai trat nun auf Anregung von ftudeutiſcher 


) Vgl. Wiener Zeitung, Abendbeilage Nr. 19; 
Nr. 119, S. 1895. 

) Vgl. Gegenwart, X. S. 146. 

) Vgl. Wiener Zeitung, Morgenblatt S. 439. 

) Die Bedeutung und Thätigkeit dieſes Studentencomites wird hell be— 
1 in „Violand, Die ſociale Geſchichte der Revolution in Oeſterre ich“ 
S. 78 u. ff. 1 


Allgem Zeitung 


Seite an die Stelle des genannten Centralcomites ein „politisches Cen— 
tralcomite der geſammten Nationalgarde Wiens“, welches alle drei 
bewaffneten Körper, alſo auch die akademiſche Legion, umfaßte und gegen 
200 Mitglieder zählte.) Die Bildung dieſes neuen Ceutralcomites iſt 
um jo wichtiger, als an dieſelbe die Maiereiguiſſe unmittelbar anknüpfen. 
Dieſes Comite wird zuerſt von der Regierung als unzuläſſig erklärt, 
behauptet daun trotzdem ſeine Stellung und löſt ſich ſchließlich in Folge 
der allgemeinen Ernüchterung nach dem 15. Mai von ſelbſt auf. Im 
raſchen Wechſel der Tage treten nun einige andere Orgauiſationsverſuche 
auf, bis die Vorgänge des 26. Mai die bedentſamſte Körperschaft dieſer 
Art in's Leben rufen, nämlich den „Ausſchuß der Bürger, Nationalgarde 
und Studenten Wiens für Aufrechthaltung der Ruhe, Sicherheit und 
Ordnung und zur Wahrung der Rechte des Volkes“. Dieſer, als 
„Sicherheitsansſchuß“ in der Geſchichte von 1848 viel genannt, con— 
ſtituirte ſich amm 1. Juni formell aus 214 Abgeordneten der Compagnien 
der Volkswehr und 20 Vertretern des Gemeindeausſchuſſes und blieb 
nun, lange über den Zuſammentritt des Reichstages hinaus, nämlich bis 
zu ſeiner Selbſtauflöſung im Auguſt, verſammelt. Jetzt erſt, nach der 
Beſeitigung der letzten dieſer Zwitterſchöpfungen, kounte die Scheidung 
von Volksverkretung, Behörde und privater Aſſociation ſich vollziehen. 
Jetzt ſammelu ſich die Elemente der Agitation deutlicher in den demo— 
kratiſchen Vereinen und wir werden ſehen, daß ſich bald ein ſcharfer 
Gegenſatz zwiſchen der Vereinspolitik und jener der Mehrheit der Volks— 
vertretung herausſtellt. 


Den „Verein der Volksfreunde“ haben wir ſchon genannt. Nach 
Schütte's Ausweiſung und Chaize's politiſchem Baukerott übernahm 
Tauſenau die Leitung des Vereines. In deu Maitagen taufte ſich 
dieſer Verein in den „Demokratiſchen Club“ um, hatte als ſolcher 
wesentlichen Antheil an den Maiereigniſſen und beherrſchte bis October 
alle Wiener radikalen Elemente.) Außerdem hatten ſich noch einige Vereine 
verwandter Richtung mit zum Theile localer Tendenz gebildet.?) Später 
ward eine Centraliſation aller demokratiſchen Vereine durchgeführt und 
von da an war das „Centraleomitée“ der demokratiſchen Vereine das 
einſlußreichſte Agens der Bewegung. 


Die Stellung 
Allem in dem Verhältniſſe offenbaren, in welches ſie zu den berufenen 


Organen der öffentlichen Meinung, dem Sicherheitsausſchuſſe und dem 


Reichstage, trat. 

Der erſtere erfreute ſich der Sympathien der demokratiſchen Partei, 
wenigſteus beſchloß der Wiener demokratiſche Verein noch am 2. Auguſt 
einſtimmig ein Dankes- und Vertrauensvotum, um den Sicherheits— 
ausſchuß zum Verbleiben in ſeiner Stellung mindeſtens auf ſo lange zu 
beſtimmen, bis durch das beendigte Verfaſſungswerk und die dem Geiſte 
der Verfaſſung eutſprechende Organiſirung der Juſtiz und Adminiſtration 
die Rechte des Volkes ſichergeſtellt wären. ®) 

Zu dem Reichstage hingegen bildete ſich ſchon von Aufang an 
ein Gegeuſatz aus. Schon bei dem Zuſammentritte des Reichstages wurde 
beſchloſſen, „die Verhandlungen desſelben mit demokratiſcher Schärfe zu 
überwachen“, der Gegenſatz erhielt geſteigerten Ausdruck in der ob— 
erwähnten Kundgebung zu Gunſten des Sicherheitsausſchuſſes und tritt 
aus Anlaß der ungariſchen Verwicklung klar zu Tage. Während der 
Reichstag bekanntlich im September die Abgeordneten des ungariſchen 
Parlamentes zurückwies, verauſtalteten die demokratiſchen Vereine für 
dieſelben einen Fackelzug, ) ſowie ſie am erſten Sonntag desſelben 


Vgl. Reſchauer⸗Smets, 
Revolution, II, S. 154. 

Vgl. Gegenwart, X, S. 154. 

Als die Fraction, welche mit Chaize an der Spitze aus dem Club 
der „Volksfreunde“ ausgetreten war, um unter den Weißgerbern als die „Geſell⸗ 
ſchaft der alten Volksfreunde“ fortzubeſtehen, ſich ganz aufgelöſt hatte, gründete 
Chaize auf der Wieden den „radikalen“ oder „liberalen“ Verein, welcher faſt 
durchgehends aus Fabriksarbeitern beſtand und eine ſolche Macht erlangte, daß 
er geradezu als der Geſinnungsrepräſentant aller Fabriksarbeiter angeſehen wer⸗ 
den konnte. Für die Arbeiter der Gewerbe beftand der „Arbeiterverein“, lediglich von 
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Violand, a. a. O. S. 145 u. ff. 

Als ſich der Sicherheitsausſchuß auflöſte, bildeten nach Reſchauer's 
Zeugniß a. a. O. S. 405) die gemäßigten Mitglieder desſelben einen „Verein 
zur Wahrung der Volksrechte“, der aber wegen ſeiner erſt kurz vor der October⸗ 
revolution vollendeten Conſtituirung keine eingreifende Wirkſamkeit entfaltete. 
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Das Jahr 1848. Geſchichte der Wiener 


der demokratiſchen Vereinspartei mußte ſich vor 


220 


Monats einen Trauerzug für die am 23. Auguſt gefallenen Arbeiter 
abgehalten hatten. .) 

Von da an erreichen die demokratiſchen Vereine ihre größte Be 
deutung; in den Oetobertagen iſt das „Centralcomite der demokratiſchen 
Vereine“ geradezu tonangebend. Am 3. October tritt dieſer Ceutral— 
ausſchuß in dem Gaſthauſe „zur Ente” zuſammen, gliedert ſich ſofort 
in drei Sectionen, eine politiſche, militäriſche und finanzielle, ſetzt ein 
engeres Comité von 30 Mitgliedern ein, welches über die Sectious— 
vorſchläge entſcheidet, und wird die Seele des energiſcheſten, vor dem 
Extrem nicht zurückſchreckenden Widerſtandes. 11) 

Von dem demokratiſchen Centraleomite wurde das demokratiſche 
Freicorps ſowie das Elitecorps in's Leben gerufen, und währeud der 
demokratiſche Frauenverein bei dem Reichstag um Aufgebot des Land— 
ſturmes petitionirte, verlangte das Cenutralcomite von dem Gemeinde— 
ausſchuſſe eine Aufforderung an die Ungarn, Wien durch einen Augriff 
auf Jelacic zu Hilfe zu kommen. Es hat ſomit deu demokratiſchen 
Clubs in Mitten der verworrenen 1848er Bewegung Wiens, wenig 
ſtens in der kritiſchen Epoche, an Klarheit und Rückſichtsloſigkeit des 
Wollens nicht gefehlt. 

Beſtrebungen, die Gegner der radikalen Elemente zu ſammeln, 
ſind desgleichen zu verzeichnen, ein nachhaltiger Erfolg iſt dieſen 
Organiſationsverſuchen aber nicht zu Theil geworden. 

In der Wiener Zeitung vom 3. Mai, d. i. dem Tage, welcher 
dem juridiſch-politiſchen Leſevereine die bekannte Katzenmuſik eintrug, 
erſcheint das Programm zur Bildung eines Vereines der „Freunde 
conſtitutioneller Ordnung“, welcher alle ultraliberalen, republikaniſchen 
und communiſtiſchen Beſtrebungen bekämpfen ſollte, und auf den 27. Mai 
wird die zweite Generalverſammlung des Vereines einberufen. Ein wei 
terer Verſuch, die couſervativen Elemente zu ſammeln, ſcheint im Sep— 
tember, und zwar diesmal auch in umfaſſendſter Weiſe gemacht worden 
zu ſein. Am 5. September tagt eine von Dr. Viveuot einberufene 
Verſammlung, welche ſich mit dem Plane trägt, alle auf conſtitutionell— 
monarchiſcher Baſis fußenden Vereine zu einem großen Vereine zu 
verbinden. Am 22. September wird noch ein Aufruf in die Welt ge— 
ſendet, welcher zur Bildung von Filialen des jungen Vereines in allen 
öſterreichiſchen Ländern auffordert, eine weitere Thätigkeit ſcheint aber 
der Drang der Ereiguiffe verhindert zu haben. 


Wir haben bisher die Vertreter der das Wiener Vereinsleben 


beherrſchenden Richtungen zu ermitteln geſucht. Wien bot aber noch ſür 


ganz ſpecielle Bildungen Raum, welche in ihrer Wirkſamkeit nicht auf 
Wien oder wenigſtens nicht auf Wien allein berechnet waren. 

Als die Bewegung in den Sudetenländern eine flaviſche Färbung 
annahm — in Böhmen war dies ſchon im März der Fall — da bil 
dete ſich in Wien ein „Verein der Deutſchen aus Böhmen, Mähren und 
Schleſien zur Aufrechthaltung ihrer Nationalität“. Dieſer trachtete zunächſt, 
die für Böhmen am 23. März und 8. April ertheilten Conceſſionen 
eines den Deutſchen ſchädlichen Charakters zu entkleiden, er proteſtirte 


am 28. April bei dem Füufziger-Ausſchuſſe in Frankfurt gegen die 


Verſchiebung der Wahlen für die deutſche Nationalverſammlung in 
Böhmen, Mähren und Schleſien und kämpfte ſomit aufänglich für 
deutſche Intereſſen lediglich in localer Beziehung. Sowie aber die Ver— 
faſſungsfrage größere Wellenkreiſe ſchlug, ſowie mit der Berufung des 
conſtituirenden Reichstags Böhmen hineingezogen war in die öſterreichiſche 
Bewegung, wurde der Verein hinausgehoben über ſeine örtliche Be— 
ſchränkung. Am 27. Juni wandelt er ſich um in einen „Verein der 
Deutſchen in Oeſterreich“ und begründet dieſe Metamorphoſe in einem, 
höchſt intereſſanten Aufruf an die „deutſchen Brüder in Oeſterreich“. 12) 

In dieſem ſpecifiſch deutſchen Streben begegnet dieſer Verein in 
Wien einem zweiten, wenn auch nicht im ſtreugen Sinne des Wortes 
politiſchen Vereine, es iſt dies der Verein der „deutſchen Flagge“, welcher 
Sammlungen für die deutſche Flotte veranſtaltet. 

Er hat ferner einen nahe Verwandten außerhalb Oeſterreichs, es 
iſt dies der von Dr. Wuttke in Leipzig geſtiftete „Verein für Wahrung 
der deutſchen Intereſſen in den öſtlichen Greuzländern.“ Dieſer Verein, 
den wir bei ſeiner auf Oeſterreich berechneten Thätigkeit an dieſer Stelle 
ebenfalls nennen wollen, entwickelte zunächſt eine rege Thätigkeit an⸗ 
läßlich der Wahlen für die deutſche Nationalverſammlung, vor Allem, 


% Vgl. Wiener Zeitung vom 2. September. 

11) Vgl. Reſchauer⸗Smets, II, S 619; Helfert, Geſchichte Oeſter⸗ 
reichs vom Ausgange des Wiener Octoberaufſtandes, I, S. 38. 

) Vgl. Wiener Zeitung, Morgenblatt S. 827. 


um den Vollzug derſelben in Oeſterreich allenthalben zu ſichern; im 
Juni wandte er ſich au die Nationalverſammlung ſelbſt, um dieſelbe zur 
Wahrung der Rechte der Sachſen in Siebenbürgen und der Deutſchen 
in Ungarn überhaupt zu beſtimmen, und noch ſpäter, als im „Reich 
das Deutſchthum in Oeſterreich für beſonders bedroht galt, ſchwang ſich 
der Verein ſogar zu Petitionen au die ſächſiſche, baieriſche und preußiſche 
Regierung auf, um von dieſen ein directes, militäriſches Einſchreiten für 
die Deutſchen in Oeſterreich zu erwirken. Doch dazu kam es nicht, die 
Wiener Bewegung wurde durch die öſterreichiſchen Truppen nieder⸗ 
geworfen und damit hatte das politiſche Vereinsleben in Wien vorläufig 
fein Ende erreicht.!) 0 ; 
Schon die Proclamation Windiſchgrätz's aus Hetzendorf vom 
23. October erklärte alle politiſchen Clubs für unterſagt und da die 
Zeit des Belagerungszuſtandes ſich bis zum 1. September 1853 alſo 
bis über das Inslebentreten des Vereinsgeſetzes von 1852 erſtreckte, ſo 
war die erſte Epiſode des politiſchen Vereinslebens in Wien damit end— 


giltig abgeſchloſſen. f j 
(Fortſetzung folgt. 


Das Recht zur Nachſicht oder Milderung der von den Ge⸗ 
meinden verhängten Strafen ſteht der Landesſtelle zu. 


Die Dürftigkeit der geſetzlichen Beſtimmungen über das Straf 
verfahren der Gemeinden — fehlt ja doch ſelbſt eine ausdrückliche Be 
ſtimmung darüber, ob und inwieferne die für das Strafverfahren der 
politiſchen Behörden geltenden Vorſchriften auch von den Gemeinden zu 
beobachten ſind — erhöht die Wichtigkeit der in einzelnen Fällen in 
dieſer Richtung getroffenen Eutſcheidungen der Oberbehörden. 

Eine Frage, wem das Recht zuſteht, Strafen, welche in erſter 
Inſtanz vom Gemeindevorſtaude verhängt wurden, ganz oder theilweiſe 
nachzuſehen, hat die k. k. Statthalterei in Wien vor Kurzem (Erlaß 
vom 26. October 1886, 3. 53.125) dahin beantwortet, daß auch 
dieſes Recht (gleichwie gemäß § 5 der Miniſterialverordnung vom 
31. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 31, bei Erkenntniſſen der Bezirks⸗ 


und der Polizeibehörden) der politiſchen Laudesſtelle zuſtehe und 


nicht der in derlei Straffällen als zweiten Inſtanz fungirenden Bezirks— 
behörde). e 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Es liegt kein Fall einer Enteignung und Entſchadigungsver⸗ 

pflichtung vor, wenn die Adminiſtrativbehörde einer Gewerkſchaft, 

lediglich im Grunde ihres geſetzlichen Aufſichtsrechtes (§§ 220 

und 222 öſterr. Berggeſetzes) im öffentlichen Intereſfe gewiſſe 

Einſchrankungen in Bezug auf ihr Benützungsrecht ihrer Gruben 

auferlegt, auch wenn dieſe Einſchränkungen einzelnen Perſonen 
zum Vortheile gereicht haben. 

Am 10. Februar 1879 fand in der Döllingerkohlengrube bei 
Dux ein Waſſereinbruch ſtatt, welcher nicht blos die Inundirung der 
Döllingergrube, ſondern auch der Kohleuwerke „Fortſchritt“ des Nelſon— 
grubenfeldes, der Victoria- und Williamzechen und der Giſelagruben— 
maßen zur Folge hatte. In der Nacht vom 12. zum 13. Februar 
1879 begann ſodann die Teplitzer Urquelle zu verſiegen und verſchwand 
in einigen Tagen gleich der Angen- und Saudquelle in Teplitz. 

Ueber Anſuchen der am 13. Februar 1879 in Teplitz gewählten 
ſogenannten Quelleueommiſſion wurden von der Regierung ſofort die 
Geologen Prof. Dr. Guſtav L. und Dr. Eduard S. ſowie der k. k. 
Bergrath Heinrich W. als Sachverſtändige entſendet und dieſe haben ihr 
Gutachten dahin abgegeben, daß ſich die Waſſerzuflüſſe der Teplitzer 
Heilquellen theilweiſe in die oben genannten fünf Kohlenperke ergießen, 
in Folge deſſen der Spiegel der Urquelle bis zu einer gewiſſen Tiefe 
in dem Maße ſinke, als das Waſſer in den Kohlenwerken ſteige; daß 
die Auspumpung des Waſſers in den inundirten Kohlenſchächten während 


verſtändigen vorgeſchlageuen Maßnahmen zur Wiedergewinunng der Ur 
quelle, insbeſondere die Bohrung eines Schachtes an der Urquelle, durch— 
geführt werden. 

Am 22. Februar 1879 hat das Revierbergamt in Brüx über 


1 Vgl. Helfert, II, S. 185; Allg. Zeitung, Beilage, Nr. 130, 
142, 179. 
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Zuſchrift der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Teplitz die Waſſerhebung 
in den überſchwemmten Schächten unterſagt. Außerdem hat das k. k. 
Ackerbanminiſterium über Anſuchen der Quelleucommiſſion vom 22. Fe⸗ 
bruar 1879 die Siſtirung der etwa begonnenen Waſſerhebung durch die 
Grubenbeſitzer angeordnet, wovon dieſelben mit Beſcheid vom 24. Februar 
1879 verſtäudigt wurden. Das Verbot der Waſſerhebung wurde mit 
dem Erlaſſe vom 27. Februar 1879 wiederholt. In dem Beſcheide des 
k. k. Revierbergamtes in Brüx vom 26. Februar 1879 wurde den 
Bergwerksbeſitzern, die von der Ueberſchwemmung betroffen waren, mit⸗ 
getheilt, daß das Auspumpungsverbot auf Grund des Gutachtens der 
Sachverſtändigen Geologen Prof. Dr. L., S. und Bergrath W., dann 
über Weiſung des k. k. Ackerbauminiſteriums erfloſſen ſei. 

Bei der über Anſuchen der Bergwerksbeſitzer am 1. März 1879 
an Ort und Stelle der inundirten Bergwerke abgehaltenen Tagſatzung 
zur Erſtattung von Vorſchlägen behufs Inbetriebſetzung dieſer Bergwerke 
haben die Bergwerksbeſitzer zu Protokoll erklärt, daß ſie an die Aus— 
pumpung der überſchwemmten Bergwerke ſchreiten wollen und die hiezu 
nöthigen Maſchinen und Anlagen beſitzen. Die hiebei auweſenden mon— 
taniſtiſchen Sachverſtändigen haben in ihren Gutachten erklärt, daß zur 
Jubetriebſetzung der Bergwerke die Auspumpung ſo raſch als möglich 
durchzuführen wäre, weil durch deren Hinausſchiebung die Schwierig— 
keiten und Koſten immer größer werden. 

Hiegegen wurde in Erledigung der über Auſuchen der Stadt— 
gemeinde Teplitz am 8. März 1879 abgehaltenen Tagſatzung mit der 
Eutſcheidung der k. k. Berghauptmannſchaft in Prag in Uebereinſtimmung 
mit der k. k. Statthalterei vom 21. März 1879, beſtätigt mit Erlaß 
der k. k. Miniſterien des Ackerbaues und des Innern, mit Rückſicht 
auf die Wichtigkeit der Teplitzer Heilquellen für die leidende Meunſchheit, 
zur Wahrung der öffentlichen Intereſſen an der Erhaltung der Heil⸗ 
quellen, auf Grund der SS 220 und 222 des Berggeſetzes, das Aus— 
pumpungsverbot während der Curſaiſon, das iſt bis 15. September 
1879, aufrechterhalten. Den Bergwerksbeſitzern wurde auf Grund der 
§§ 123, 170 und 174 der Berggeſetzes aufgetragen, alle Vorkehrungen 
zur raſcheſten Entwäſſerung nach dem 15. September 1879 zu treffen 
und die Einbruchſtelle im Döllingerſchachte zu verdämmen. 

In Folge dieſer Eutſcheidung konnte die Curſaiſon 1879 einen 


ungeſtörten Verlauf nehmen, nachdem die Stadtgemeinde Teplitz an der 


Urquelle einen Schacht bis zum Spiegel der Heilquelle behufs Hebung 
des Heilwaſſers geteuft hatte und konnte mit der Eutwäſſerung der 
Bergwerke erſt nach dem 15. September 1879 vorgegangen werden. 

F. W. J. und Johann M., als Beſitzer der Kohleuwerke 
„Fortſchritt“, behaupteten nun, daß bis zum 15. September 1879 alle 
Schachträume derart mit Waſſer erfüllt wurden, daß neue Pumpanlagen 
hergeſtellt werden mußten, welche bei niedrigem Waſſerſtande entfallen 
wären; daß zur Bewachung der Bergwerke und deren Aulagen mehrere 
Perſonen gehalten werden mußten; daß nach dem 15. September 1879 
langere Zeit gepumpt werden mußte, ehe nur der Waſſerſtand, wie er 
zur Zeit des Pumpverbotes war, wieder erreicht wurde; daß durch die 
längere Dauer der Ueberſchwemmung eine bedeutende Verſchlechterung 
der Schachtgäuge und Schachteinrichtung eintrat; und endlich daß das 
in den Schächten inveſtirte Capital in der Zeit vom Pumpverbote bis 
zur Zeit, als der frühere Waſſerſtand erreicht wurde, kein Erträguiß 
abwarf. Den ihnen durch dieſe Umſtände erwachſenen Schaden bezifferten 
ſie mit 59.059 fl. 86 kr. Nach ihrer weiteren Behauptung habe die 
Stadtgemeinde Teplitz durch die Erhaltung der Badeſaiſon 1879 ihre 
gewöhnlichen Einkünfte im Betrage von wenigſtens 150.000 fl. gerettet, 
alſo aus ihrem und der anderen Bergwerksbeſitzer Schaden den Nutzen 
gezogen. 

Aus dieſem Grunde verlangten fie nun mit der Klage cle praes. 
27. Juni 1883, 3. 2341, von der Stadtgemeinde Teplitz Schaden⸗ 


erſatz nach dem Verhältniſſe der Waſſermeuge, welche fie aus der Ur— 
quelle in der Badeſaiſon 1879 bezog, da hieran auch das Fideicommiß 


Teplitz und die iſraelitiſche Cultusgemeinde in Teplitz Antheil hatten. 


e 3 . g & 4 Bin : 
un 0 Die die Stadtgemeinde Teplitz treffende Schadeuerſatzziffer wurde mit 
der Badeſaiſon 1879 zu unterbleiben habe, und daß die von den Sach- E b 


28.397 fl. 86 kr. berechnet. Die Kläger ſtützten ihr Begehren a) auf 
die Beſtimmung des § 365 a. b. G. B., welcher von der Euteignung 
ſelbſt des vollſtändigen Eigeuthumes im öffentlichen Intereſſe ſpricht 
weshalb hierin auch jene Fälle begrifſen ſeien, in welchen weniger als 
das volle Eigenthum abgetreten, alſo das Eigenthumsrecht blos beſchränkt 
wird. Im vorliegenden Falle ſei das Eigenthumsrecht auf ihr Bergwerk 
allerdings im öffentlichen Jutereſſe beſchräukt worden; vermöge dieſer 


Beſchränkung ſei aber das Privatintereſſe der Stadtgemeinde Teplitz in 
der Weiſe gefördert worden, daß ihr ein nachweisbarer materieller 
Vortheil daraus erwachſen iſt. b) Die Kläger folgerten die Berechtigung 
ihres Erſatzauſpruches auch aus den Waſſergeſetzen, nach welchen einem 
als volkswirthſchaftlich wichtiger erkannten Unternehmen ein Vortheil auf 
Koſten anderer Unternehmungen zugewieſen werden kann, welchen jedoch 
Erſatz zu leiten iſt (88 10, 16, 17 des Reichswaſſergeſetzes, 88 20, 
22, 32, 45, 66, 79, 86, 89, 94 des Waſſergeſetzes für Böhmen). 
Daher ſei auch die Stadtgemeinde Teplitz, deren Jutereffen als wichtiger 
erkaunt wurden, und zu deren Vortheil die Rechte der Grubenbeſitzer 
geſchädigt wurden, denſelben erſatzpflichtig. () Sodann leiteten die Kläger 
ihr Recht auf Schadenerſatz aus der Beſtimmung des § 1043 a. b. G. B. 
her, weil das Bergwerkseigenthum im Jntereſſe der Badezeit 1879 zum 
Vortheile der Stadtgemeinde Teplitz und zur Abwendung eines größeren 
Schadens beſchränkt worden iſt. 

Das k. k. Kreisgericht in Leitmeritz hat mit Urtheil 
30. December 1884, Z. 2569, die Klage zur Gänze abgewieſen. 

Ueber Appellation der Kläger hat das k. k. Oberlandesgericht in 
Prag mit Urtheil vom 11. März 1885, 3. 5242, das Urtheil der 
erſten Inſtanz beſtätigt. — Die Gründe lauten: 

Es will nicht im mindeſten in Abrede geſtellt werden, daß der 
Fall einer Enteignung im Sinne des § 365 a. b. G. B. und damit 
der Anſpruch auf eine augemeſſene Schadloshaltung auch dann ſchon 
gegeben iſt, wenn Jemand, weil es das allgemeine Beſte erheiſcht, ſich 
auch nur die Beſchränkung ſeines Eigenthumsrechtes, wie z. B. die 
zeitliche Aufhebung ſeines Gebrauchsrechtes, gefallen laſſen muß. Dieſes 
folgt unter Anderem aus § 2 des Geſetzes vom 18. Februar 1878, 
R. G. Bl. Nr. 30, betreffend die Enteignung zum Zwecke der Her- 
ſtellung und des Betriebes von Eiſenbahnen, muß aber auch anderweitig 
gelten, weil die in dem Staatsgruudgeſetze vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 142, gewährleistete Unverletzlichkeit des Eigenthumes 
behoben wäre, wenn fie) der Staatsbürger zu Gunſten anderer Perſonen 
eine Eiuſchränkung der hieraus fließenden Rechte wider ſeinen Willen, 
wenn auch nur zeitweilig, gefallen laſſen muß; ja es folgt dieſes aus 
der Textirung des § 365 a. b. G. B. ſelbſt, der die Abtretung des 
vollſtändigen Eigenthumes einer Sache als das Höchſte deſſen bezeichnet, 
was der Staatsbürger des allgemeinen Beſten wegen, wenn auch gegen 
angemeſſene Schadloshaltung, geſtatten muß. Aber ebenſo gewiß iſt es, 
daß die Löſung der Frage, ob nach den vorliegenden Verhältniſſen zu— 
folge der Beſtimmung des $ 365 a. b. G. B. ein Privatrecht für das 
allgemeine Beſte entzogen oder beſchräukt werden darf, Sache der Ad— 
miniſtrativbehörde iſt, und daß die Ermittlung der angemeſſenen Schad— 
loshaltung, wenn ja, an den Richter nur dann herautreten kann, wenn 
eben die Adminiſtrativbehörde zuvor das Enteignungserkenntniß gefällt 
hat. Folgerichtig kann der Richter auf eine ſolche angemeſſene Schad- 
loshaltung auch dann nicht erkennen, wenn die Adminiſtrativbehörde 
erklärt, daß der Betroffene zur Duldung jener Aufhebung oder Be- 
ſchränkung ſeiner Privatrechte aus vorhandenen, insbeſondere geſetzlichen 
Gründen verpflichtet erſcheiut. Als in dem vorliegenden Falle, und zwar 
durch die Erkeuntniſſe der k. k. Berghauptmanuſchaft und k. k. Statt— 
halterei in Prag vom 21. März 1879, Nr. 1003, und das beſtätigende 
Erkeuntuiß des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 28. Juni 1879, 
Nr. 4417, endlich, wenn man auch will, durch den Beſcheid des k. k. 
Verwaltungsgerichtshofes vom 30. Auguſt zur Sicherung der 
Teplitzer Thermen, und insbeſondere der Saiſon des Jahres 1879, das 
mit den Erläſſen des k. k. Revierbergamtes Brüx vom 22., 24. und 
27. Februar 1879 den Beſitzeru der in Folge des Waſſereiubruches 
in den Döllingerſchacht inundirten Schächte: Döllinger, Fortſchritt, Nelſon, 
Victoria und Giſela, auferlegte Verbot der Bewältigung der ein— 
gebrochenen Wäſſer bis zum 15. September 1879 (welche Maßregel 
hier allein in Betracht gezogen werden kaun) aufrechterhalten wurde, 
wurden dieſe behördlichen Verfügungen ausdrücklich auf die §8§ 220 und 
222 des Berggeſetzes geſtützt und ſogar ausdrücklich erklärt, daß der 
Fall einer nach $ 365 a. b. G. B. vorzunehmenden Enteignung nicht 
ſtatthabe. Es haben daher alle dieſe Behörden ausgeſprochen, daß die 
Einhaltung dieſes Verbotes und die Duldung der damit verbundenen 
Folgen, ohne ein Recht auf Schadloshaltung, als eine mit der Er— 
werbung des Bergwerkseigenthumes zugleich ſtillſchweigend übernommene 
geſetzliche Pflicht der gedachten Bergwerksbeſitzer ſei und damit den An⸗ 
ſpruch auf jede Eutſchädigung ausſchließe. Wenn die Appellation vermeint, 
daß § 222 des Berggeſetzes hier nicht volle Anwendung finden könne, 


vom 
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fo it es jedenfalls der §S 220 daſelbſt, in deſſen grundſätzliche Beſtim— 
mung auch der vorliegende Fall paßt und der, wenn ſchon die Analogie 
des § 222 nicht gelten ſollte, zweifellos ſtatthat. Die bezeichneten 
behördlichen Entſcheidungen unterſcheiden nicht zwiſchen der Erhaltung 
der Teplitzer Heilquellen überhaupt und der Saiſon des Jahres 1879 
insbeſondere. In Rückſicht auf beide galt alſo dieſelbe Rückſicht auf das 
allgemeine hochmenſchliche Jutereſſe, welches an die Erhaltung beider 
geknüpft war. Es läßt ſich auch nicht abſehen, warum der leidenden 
Menſchheit an der Erhaltung der Saiſon des Jahres 1879 weniger 
hätte gelegen fein ſollen, als an der Erhaltung jener der ſpäteren Jahre. 
Wäre die Saiſon des Jahres 1879 nicht dadurch erhalten worden, daß 
durch Erlaſſung jenes Auspumpungsverbotes die Rückſtau der tief ge— 
ſunkenen Therme bewirkt wurde, ſo wäre dieſelbe zweifellos noch tiefer 
geſunken, möglicherweiſe ganz verſchwunden, in jedem Falle aber kaum 
in derſelben chemiſchen, der leidenden Menſchheit ſo erfolgreich zu Gute 
kommenden Zuſammenſetzung zu gewinnen geweſen. Wie aus den mehr 
gedachten behördlichen Entſcheidungen hervorgeht, wurde für die Er 
haltung der Saiſon 1879 aus demſelben öffentlichen Intereſſe geſorgt, 
das der Erhaltung der Therme überhaupt entgegengetragen wurde, und 
irrt darum die Klagsſeite, wenn fie die Stadt Teplitz als diejenige Berfon 
bezeichnet, zu deren Gunſten jene Verfügungen ſtattfanden. Hat die 
Stadt Teplitz gleichwohl den erſten Schritt dazu gethan, daß ſie ver 
anlaßt wurden, jo wurde doch damit an der Rechtslage nichts geändert. 
Die Beſtimmung der Friſt des Nutzunießungsverbotes bis 15. September 
1879 war diesbezüglich ebenſo einflußlos, weil, wie behördlich aus 
geſprochen, auch der geſetzlich vorgeſchriebenen Bauhafthaltung der be⸗ 
zeichneten Werke Rechunung getragen werden wollte. Allerdings hat die 
Stadt Teplitz, wie zugeftauden vorliegt, als Quellenbeſitzerin durch die 
Erhaltung der Saiſon 1879, ebeuſo wie es bei den ſpäteren 
Saiſous angenommen werden muß, ihre erheblichen Vortheile gehabt; 
aber abgeſehen von den übrigen Quelleubeſitzern hatten ebenſo ihre Vor— 
theile die Beſitzer der zur Aufnahme von Curgäſten eingerichteten Häuſer, 
die Gaſtwirthe, Kaufleute und ſonſtige Unternehmungen in der 9 
Teplitz; aber auch den Bewohnern der Umgebung kommen ſolche Vor— 
theile zu ſtatten; ja, wenn man weiter gehen will, mag durch die 
5 dieſer wie jeder anderen Saiſon ſo mancher Vortheil einer 
in weiterer Entfernung von dieſer Badeſtadt beſtehenden Unternehmung 
von den in das Bad reiſenden oder auf der Rückkehr in die Heimat 
begriffenen Curgäſte zu Gute gekommen ſein. Alle dieſe Vortheile aber 
würden entfallen fen, wenn nicht der Staatsverwaltung aus den ſchon 
berührten öffentlichen, ja mehr noch als dieſes aus den in Mitte lie 
genden menſchlichen Rückſichten die Erhaltung der Teplitzer Therme zur 
Pflicht geworden wäre. Weil ſonach nichts dafür vorliegt, daß die Vor⸗ 
theile, welche die Stadtgemeinde Teplitz aus der Erhaltung jener Quellen, 
oder, wie die Klagsſeite will, aus der Erhaltung der Badeſaiſon 1879, 
bezog, jene behördlichen Verfügungen begründet haben, vielmehr dieſe 
nur aus öffentlichen Rückſichten geſchah, und die Klagsſeite gehalten iſt, 
ſolchen Rückſichten ihr Bergwerkseigenthum und damit die Benützungs— 
rechte desſelben unterzuordnen, kann von einer Entſchädignugspflicht der 
Stadtgemeinde Teplitz begründeterweiſe eine Rede nicht ſein. Eben 
dieſe bezeichnete Conſequenz jeder Bergwerksbelehuung läßt es auch nicht 
zu, dieſe Entſchädigungspflicht, wie die Klagsſeite will, aus dem Waſſer 
geſetze abzuleiten, oder den § 1043 a. b. G. B. in Auwendung zu 
bringen. Die Klage wurde daher mit Grund abgewieſen und mußte dieſe 
Abweiſung über Appellation der Klagsſeite beſtätigt werden. 

Der außerordentlichen Reviſionsbeſchwerde der Kläger hat der 
k. k. oberſte Gerichtshof mit Urtheil vom 11. September 1885, 3. 6321, 
keine Folge zu geben befunden. Ilg, dl 


Geſetze und Berordnungen. 


1886. I. Semeſter. 


Landes⸗-Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 


VI. Stück. Ausgeg. am 10. März. — 10. Verordnung der k. k. Finanz⸗ 
Landesdirection für Böhmen vom 5. December 1885, Z. 76.252, betreffend die 
zu den neuerrichteten Zollſtellen Hermsdorf und Weigsdorf führenden Zollſtraßen. 
— 11. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 4. Februar 1886, 
Z. 7851, betreffend die Wiederbemauthung der Kamenitzbrücke in Eugenthal. 


VII. Stück. Ausgeg. am 11. März. 12. Geſetz vom 7. Februar 1886, 


womit die Ortsgemeinden Ober⸗Draſt und Groß⸗Klecan zu einer einzigen Orts⸗ 


gemeinde vereinigt werden. 13. Kundmachung des k. k. Statthalters für 
Böhmen vom 22. Februar 1886, 3. 13.315, betreffend die Bemauthung des 
eiſernen Brückenſteges vom linken Elbeufer auf die untere Elbeinſel in Kolin. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 27. März. — 14. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 27. Februar 1886, 3 14.408, betreffend die Bemau⸗ 
thung der Ledec-Kynitzer Bezirksſtraße. — 15. Kundmachung des k. k. Statthalters 
für Böhmen vom 28. Februar 186, Z. 11.692, betreffend die Einführung eines 
Formulares für die Ausfertigung von Lieferſcheinen bezüglich des feilgebotenen 
Wildes. 

IX. Stück. Ausgeg. am 28. März. 16, Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 6. März 1886, Z. 14.797, betreffend die Bemauthung 
der drei Moldaubrücken in Vorder-Stift, Stuben und Uunter-Waldau. 
17. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 10. März 1886, 
8. 13.314, betreffend die Weiterbemauthung der beiden über den Polzenfluß 
führenden Brücken in Böhmiſch⸗Leipa. 18. Kundmachung des k. k. Statthalters 
für Böhmen vom 15. März 1886, 3. 1885 Präſ., betreffend die Landesumlage 
für das Jahr 1886. 

X. Stück. Ausgeg. am 14. April. 19. Geſetz vom 12. März 1886, 
womit der § 2 des Geſetzes vom 24. December 1884, L. G. Bl. Nr. 62, 
betreffend die Beitragsleiſtung der Feuerverſicherungsanſtalten, abgeändert wird. 
— 20. Geſetz vom 13. März 1886, womit einigen Gemeinden die Bewilligung 
zur Einhebung von Taxen für die Aufnahme in den Gemeindeverband ertheilt 
wird. 21. Geſetz vom 15. März 1886, betreffend die Trennung des vereinigten 
Vertretungsbezirkes Marſchendorf⸗Schatzlar und Errichtung eines ſelbſtſtändigen 
Vertretungsbezirtes Schatzlar. — 22. Geſetz vom 21. März 1886, womit der 
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Gemeinde der tgl. Hauptſtadt Prag die Aufnahme eines Anlehens in dem Betrage 


von 2,000.00 0 fl. öſterr. Währ. bewilligt wird. 

XI. Stück. Ausgeg. am 15. April. — 23. Geſetz vom 15. März 1886, 
womit einigen Gemeinden die Bewilligung zur Einhebung von Taxen für die 
Aufnahme in den Gemeindeverband ertheilt wird. — 24. Geſetz vom 21. März 
1886, womit die Gemeinde Vyſocan zur Einhebung einer Miethzinsumlage behufs 
Deckung der mit der Beſchaffung des Flußwaſſers verbundenen Koſten ermäch⸗ 
tigt wird. 

XII. Stück. Ausgeg. am 21. April. 25. Geſetz vom 27. Februar 1886, 
betreffend die Ausſcheidung der Gemeinde Neudorf aus dem Bezirks-Vertretungs— 
gebiete Moldautein und deren Vereinigung mit den Bezirks-Vertretungsgebiete 
Frauenberg. 26. Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 22. März 
1886, 3. 925, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde „Neudorf“ zu dem 
Sprengel des Bezirksgerichtes Frauenberg in Böhmen. — 27. Kundmachung 


des k. k. Statthalters für Böhmen vom 8. April 1886, 3. 1768 Präf, betreffend 


die Abänderung in dem Gebietsumfange der k. k. Bezirkshauptmannſchaften 
Budweis und Moldautein. 28. Geſetz vonn 21. März 1886, womit die Ge⸗ 
meinde der kgl. Leibgedingſtadt Chrudim ermächtigt wird, eine Miethzinsumlage 
einzuheben. 29. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 
31. März 1886, 3. 24.871, betreffend die proviſoriſche Bemauthung der 
Podmokl⸗Vejvanover, Vejvanov⸗Skomelnoer und VejvanobBiſtoupeker Bezirksſtraße. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 29. April. 30. Geſetz vom 26. Februar 1886, 
betreffend die Ausſcheidung der Gemeinde Libsic aus dem Bezirks-Vertretungs⸗ 
gebiete Welwarn und deren Zuweiſung zu dem Bezirks ⸗Vertretungsgebiete Smichow. 
31. Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 22. März 1886, 8- 1306, 
betreffend die Zuweiſung der Gemeinde „Libsie“ zu dem Sprengel des Bezirks⸗ 
gerichtes Smichow in Böhmen, — 32. Kundmachung des k. k. Statthalters für 
Böhmen vom 8. April 1886, 3. 1725 Präl., betreffend die Abänderung in dem 
Gebietsumfauge der k. k. Bezirkshauptmannſchaften Schlan und Smichow. 
33. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 18. April 1886, 
Z. 10.460, wegen Aufhebung der für den Karpfen beſtimmten Schonzeit und des 


hiemit zuſammenhängenden Verkaufsverbotes. — 34. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 17. April 1886, Z. 25.500, betreffend die Be- 
mauthung der Materov⸗Voſtresaner Bezirksſtraße. — 35. Kundmachung des 


k. k. Statthalters für Böhmen vom 19. April 1886, 3. 27.191, betreffend die 
Bemauthung der Altwaſſer⸗Maiersgrüner Bezirksſtraße. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 12. Mai. 36 Geſetz vom 12. April 1886, 
wodurch über die Behandlung der nach dem kaiſerlichen Patente vom 5. Juli 
1853, R. G. Bl. Nr. 130, der Ablöſung oder Regulirung unterliegenden Rechte 
einzelne abändernde Beſtimmungen getroffen werden. 37. Geſetz vom 
14. April 1886, betreffend die Trennung des vereinigten Vertretungsbezirkes 
Joachimsthal-Platten und Errichtung eines ſelbſtſtändigen Vertretungsbezirkes 
Platteu. — 38. Geſetz vom 18. April 1886, betreffend die Herſtellung und Er⸗ 
haltung von Eiſenbahnzufahrtsſtraßen. — 39. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 


halters für Böhmen vom 22. April 1886, 3. 29.432, betreffend die im Laufe 
des Jahres 1885 bewilligten Trennungen von Gemeinden in Böhmen. 

XV. Stück. Ausgeg. am 18. Mai. — 40. Geſetz vom 10. April 1886, 
womit eine Bauordnung für die kgl. Hauptſtadt Prag und die Städte Karolinen⸗ 
thal, Smichow, königliche Weinberge, Zizkow, dann die Ortsgemeinden Koſchir, 
Streſchovic mit Klein⸗Streſchovic, Brewnow mit Teynka, Dejvic, Bubentſch, 
Lieben, Troja, Wrſchovic, Nusle mit Pankrac, Michle und Podol erlaſſen wird. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 24. Mai. 41. Geſetz vom 2. Mai 1886, 
betreffend die Abänderung der 88 26 und 30 des Geſetzes vom 19. December 
1875 zur Regelung der Rechtsverhältniſſe des Lehrerſtandes an den öffentlichen 
Volksſchulen des Königreiches Böhmen. — 42. Verordnung des k. k. Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 22. April 1886, 3. 4365, betreffend die Zuweiſung der Ge- 
meinde Oujezd zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Wodnan in Böhmen. — 
43. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 8. Mai 1886, 
3 2754 Präſ., betreffend die Abänderung in dem Gebietsumfange der k. k. Bezirks- 


hauptmannſchaften Piſek und Prachatitz. — 44. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters für Böhmen vom 1. Mai 1886, 3. 28.880, betreffend den Fortbezug 
der Wottawa-Brückenmauth durch die Stadtgemeinde Schüttenhofen. — 45. Kund⸗ 


machung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 29. April 1886, Z. 29.542, 
betreffend die Wieder-, beziehungsweiſe Neubemauthung von Bezirksſtraßen im 
Smichower Bezirke. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 27. Mai. 46. Geſetz vom 1. Mai 1886, 
betreffend die Abänderung von § 14 des Geſetzes vom 13. September 1874 
(L. G. Bl. Nr. 56, betreffend die Realſchulen). 

XVIII. Stück. Ausgeg, am 28. Mai. 47. Geſetz vom 1. Mai 1886, 
durch welches der § 29 des Geſetzes vom 24 Februar 1873, L. G. Bl. Nr. 16, 
betreffend die Errichtung, Erhaltung und den Beſuch der öffentlichen Volksſchulen, 
abgeändert wird. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 1. Juni. — 48. Geſetz vom 2. Mai 1886, 
womit der § 75 des Geſetzes vom 19. December 1875, L. G. Bl. Nr. 86, zur 
Regelung der Rechtsverhältniſſe des Lehrerſtandes an den öffentlichen Volksſchulen 
des Königreiches Böhmen geändert wird. — 49. Geſetz vom 26. April 1886, 
betreffend die Ausſcheidung der Gemeinde Wiſſotſchan aus dem Bezirks⸗Vertretungs— 
gebiete Komotau-Sebaſtiausberg und deren Vereinigung mit dem Bezirks⸗ 
Vertretungsgebiete Saaz. 50. Verorduung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 
4. April 1886, 3. 2943, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Wiſfotſchan zu 
dem Sprengel des Bezirksgerichtes Saz in Böhmen. — 51. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 20. Mai 1886, 3. 3314 Präſ., betreffend 


die Abänderung in dem Gebietsumfange der k. k. Bezirkshauptmannſchaften 
Komotan und Saaz. 
Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft 


Mahren. 


J. Stück. Ausgeg. am 13. Jänner. 1. Kundmachung des k k. mähr.- 
ſchleſ. Oberlandesgerichtes vom 22. December 1885, betreffend die Führung des 
Grundbuches über die im Gebiete der Kataſtralgemeinde Teſchau gelegenen 
Schinkwicer Freigrundſtücke. 2. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 26. December 1885, betreffend die Verpflegstaxe in den allgemeinen 
öffentlichen Krankenanſtalten Tirols. — 3. Kundmachung des k. k. Statthalters 
in Mähren vom 29. December 1885, betreffend die Vergütung für die der 
Mannschaft vom Officiers⸗Stellvertreter abwärts auf dem Durchzuge gebührende 
Mittagskoſt im Jahre 1886. 4. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 30. December 1885, betreffend die Verleihung des Befugniſſes 
eines behördlich autoriſirten Civilgeometers. 

II. Stück. Ausgeg. am 26. Jänner. — 5. Geſetz vom 8. Jänner 1886, 
betreffend die Einhebung einer Canal-Einſchnittsgebühr in der Landeshaupt⸗ 
ſtadt Brünn. 

III. Stück. Ausgeg. am 4. Februar. 6. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 1. Jänner 1886, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegs⸗ 
taxen in den k. k. Krankenanſtalten in Wien für das Jahr 1886. — 7. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 20. Jänner 1886, betreffend 
die Aufſtellung von Beſchalſtationen in Mähren während der Beſchälperiode des 
Jahres 1886. 8. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
21. Janner 1886, betreffend die Verpflegstaxen in den öffentlichen Krauken— 
anſtalten in Steiermark. 

IV. Stück. Ausgeg. am 8. Februar. — 9. Kundmachung des k. k. Statt— 


halters in Mähren vom 6. Februar 1886, betreffend die Heranziehung der 


4. Altersclaſſe in Mähren zur Stellung im Jahre 1886. 
* Stück. Ausgeg. am 13. Februar. — 10. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Mähren vom 6. Februar 1886, womit der Reiſe- und Geſchäftsplau 


der Stellungscommiſſionen in Mähren für die Heeresergänzung des Jahres 1886 
kundgemacht wird. 

VI. Stück. Ausgeg. am 24. Februar. — 11. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 10. Jänner 1886, womit die weſentlichen Beſtim⸗ 
mungen der neuen, mit 1. Jänner 1886 in Wirkſamkeit getretenen Inſtruction 
zur Ausführung der Wehrgeſetze, insbeſondere die Verpflichtungen der Matriken⸗ 
führer und Gemeindevorſteher, verlautbart werden. 


VII. Stück. Ausgeg. am 28. Februar. 12. Geſetz vom 2. Februar 
1886, womit die 88 2, 3, 4, 7, 9, 15, 16, 21, 22, 23, 24 und 27 des Geſetzes 
vom 10. Februar 1884, L. G. Bl. Nr. 28, für die Markgrafſchaft Mähren, 
betreffend die Organiſation des Gemeinde-Sanitätsdienſtes und das Geſetz vom 
8. November 1882, L. G. Bl. Nr. 141, abgeändert werden. 


VIII. Stück. Ausgeg. am 4. März. — 13. Kundmachung des k. k. mähr.- 
ſchleſ. Oberlandesgerichtes vom 20. Jänner 1886, womit die Lifte der im 
Sprengel des k. k. mähr.⸗ſchleſ. Oberlandesgerichtes uach § 24 des Geſetzes vom 
18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, für das Jahr 1886 aufgeſtellten Sach⸗ 
verſtändigen für die Enteignung zum Zwecke des Betriebes und der Herſtellung 
von Eiſenbahnen verlautbart wird. — 14. Kundmachung des k. k. Statthalters 
in Mähren vom 30. Jänner 1886, betreffend die Einhebung neuer Mauthen 
auf deu Bezirksſtraßen Ingrowitz-Nemetzky-Swratka und Kadau-Heraletz. — 
15. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 1. Februar 1886, 
betreffend die Verpflegsgebühr dritter Elaſſe im allgemeinen öffentlichen Kranken⸗ 
hauſe in Linz. — 16. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
3. Februar 1886, betreffend die mehreren Gemeinden bewilligten Umlagen auf 
die directen Steuern für das Jahr 1885, beziehungsweiſe 1886. 17. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 12. Februar 1886, betreffend 
die Allerhöchſt genehmigte Einhebung eines 22percentigen Zuſchlages zu der im 
Gemeindegebiete der Landeshauptſtadt Brünn vorgeſchriebenen Einkommenſteuer 
für das Jahr 1885. 18. Kundmachung des mähriſchen Landesausſchuffes vom 
9. Februar 1886, womit der Landes- und Grundentlaſtungszuſchlag pro 1886 
verlautbart wird. 19. Kundmachung des k. k Statthalters in Mähren vom 
22. Februar 1886, betreffend die Nachſchaffung von Erſatzhengſten im Jahre 1886. 

IX. Stück. Ausgeg. am 5. März — 20. Geſetz vom 7. Februar 1886, 
womit in Ergänzung des Geſetzes vom 30. September 1877, L. G. Bl. Nr. 38, 
betreffend die Erhaltung und Herſtellung der öffentlichen, nicht ärariſchen Straßen 
und Wege, die Gattung von Bezirksſtraßen 2. Claſſe (Nebeuftraßen) einge 
führt wird. 

X. Stück. Ausgeg. am 15. März. — 21. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 8. Februar 1886, betreffend die der Stadtgemeinde 
Sternberg bewilligte Einhebung einer Gebühr für die Aufnahme in den Gemeinde- 
verband. — 22. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 10. Fe⸗ 
bruar 1886, betreffend die mehreren Gemeinden bewilligten Umlagen auf die 
directen Steuern. — 23. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
10. Februar 1886, betreffs der den Gemeinden Blauda und Kiritein bewilligten 
Einhebung einer Taxe für die Aufnahme in den Gemeindeverband. 24. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 10. Februar 1886, betreffs der 
der Gemeinde Sternberg bewilligten Einhebung einer Todtenbeſchaugebühr. — 
25. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 10. Februar 1886, 
betreffs der der Stadtgemeinde Göding bewilligten Einhebung einer Hundefteuer, 
— 26. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 15. Februar 1886, 
betreffend die Verpflegstaxen im Vakuf⸗Spitale zu Sarajewo. 27. Kund⸗ 
machung des k. k. mähr.⸗ſchleſ. Oberlandesgerichtes vom 10. Februar 1886, daß 
die Juſtizgeſchäfte, betreffend die Colonie Liliendorf, mit dem 1. März 1886 an 
das ſtädt.⸗deleg. Bezirksgericht in Olmütz übergehen. — 28. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Mähren vom 12. Februar 1886, betreffend die Feſtſetzung 
des Brandzeichens für Rinder, welche die Lungenſeuche überſtanden haben. — 
29. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 22. Februar 1886, mit 
welcher die Prämien für das Einſammeln der Maikäfer und Engerlinge für das 
Jahr 1886 feſtgeſetzt werden. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den außerordentlichen Geſandten und bevollmäch⸗ 
tigten Miniſter am königl. bayeriſchen Hofe Karl Freiherrn von Bruck zum 
Botſchafter am königl. italieniſchen Hofe ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem in den Ruheſtand verſetzten Sectionschef im 


Reichs⸗Finanzminiſterium Alexander Merey von Kaposmere die Allerhöchſte 
Anerkennung ausdrücken laſſen. 
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Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hofrathes be⸗ 
kleideten Regierungsrath der Landesregierung in Klagenfurt Erich Grafen Kill 
mansegg zum Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern ernannt und eine 
iu dieſem Miniſterium erledigte Seetionsrathsſtelle dem Statthaltereirathe in 
Prag Auguſt Ritter von Wotawa verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Seetionsrath im Miniſterium des Innern 
Franz Wacek Ritter von Orlie zum Director des Poſtſparcaſſenamtes ernannt 
und demſelben taxfrei den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſeeretär im Miniſterium des Innern 
Wenzel Svihovee den Titel und Charakter eines Sectionsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Minifterialiecretär im Miniſterium des Innern 
Victor Klima zum Statthaltereirathe bei der Statthalterei in Prag ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Oberpoſtcommiſſär Karl Jeglinger zum 
Poſtdirector in Conſtantinopel ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Rechnungsrathe der Finanz⸗ 
Landesdireetion in Prag Johann Fröhlich taxfrei den Titel eines Oberrechnungs⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oborförſter Ludwig Hornſteiner in Alland 
den Titel und Charakter eines Vikeforſtmeiſters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwach⸗Obercommiſſär Ferdinand Ha⸗ 
welka das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Sylveſter Pescetto in Callao 
(Bern) zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben deu Handelsmann Eduard Karow in Savannah 
(Georgia) zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Zuckmantel Heinrich Lamla 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Concipiſten der Wiener Polizeidirection Joſeph Rothans! zum Polizeicommiſſär 
ernannt. 


Erledigungen. 
Statthaltereifecretärzftelle in Böhmen, bis Mitte December. (Amtsbl. 
Nr. 281.) 
Kanzleiſeeretärsſtelle beim k. und k. Conſulate in Leipzig in der neunten 
Rangsclaſſe, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 282.) 
Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei der k. k. Landesregierung in der Bukowina 
in der eilften Rangsclaſſe, bis 28. December. (Amtsbl. Nr. 284.) 


Verlag 


der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Handbuch 
des 
österreichischen Bergrechtes 
auf Grund des allgemeinen Berggesetzes vom 23. Mai 1854 
mit Berücksichtigung 
der einschlägigen Cesetze, Verordnungen und Entscheidungen. 


Von 


Dr. Ludw. Haberer und Friedrich Zechner, 
k. k. Ober-Bergcommissäre. 
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Die stetige Fortentwicklung des Bergwesens, welche auch 
die Handhabung des Berggesetzes nicht ohne Einfluss geblieben 
und die bergrechtliche Praxis vielfach anders gestaltete, als dies 
sprünglich den Gesetzgebern vorgeschwebt hat, ferner die inzwischen 
erfolgte, der wachsenden Bedeutung des Bergbaues Rechnung tragende 
Errichtung selbstständiger Bergbehörden, sowie nicht minder der Hin- 
blick auf zahlreiche neue Gesetze und Verordnungen, welche in das 
Bergwesen eingreifen, veranlassten die Herren Autoren, in diesem 
Buche eine Darstellung des österreichischen Bergrechtes auf Grundlage 
der gegenwärtig geltenden Praxis zu geben, 
Bedürfnisse entspricht. 


welche einem wirklichen 


Nicht allein der praktische Fachmann, sondern auch die P. T. 
Verwaltungsbeamten und Juristenkreise werden das Werk als verläss- 
lichen Rathgeber sehr wohl schätzen. 


Vorräthig in allen Buchhandlungen. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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